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Nun hat es auch die Influencer erwischt. Ein Datenpaket mit mehr als 6 000 Datensätzen von verschiedenen Social-Media-Platt-

formen wird von der Steuerfahndung des Landes Nordrhein-Westfalen analysiert. Professionelle Influencer, die ihre steuerlichen

Pflichtenmit hoher krimineller Energie umgehen, stehen im Fokus der Ermittlungen. Ein eigens eingerichtetes „Influencer-Team“

des Landesamtes zur Bekämpfung der Finanzkriminalität in Nordrhein-Westfalen (LBV NRW) ist in den sozialen Netzwerken den

professionellen Steuerbetrügern auf der Spur. Die 6 000 Datensätze beziehen sich ausschließlich auf Influencerinnen und In-

fluencer in NRW. Das strafrechtliche Steuervolumenwirdmit ca. 300Millionen Euro angegeben. Sie stammen aus nichtversteuer-

ten Gewinnen aus Werbung und Abos. „Nordrhein-Westfalen war das erste Land, das sich den Bereich des professionalisierten

Steuerbetrugsmittels sozialer Medien strukturiert vorgeknöpft und Expertise in der Aufklärung aufgebaut hat“, erklärt Stephanie

Thien, Leiterin des LBF NRW. „Im Fokus unseres Influencer-Teams stehen ausdrücklich nicht junge Menschen, die ein paar Fol-

lower gesammelt und ein paar Cremes oder Kleider beworben haben. Das LBF NRW hat auch auf den sozialen Netzwerken die

großen Fische im Visier. Was in der Bevölkerung kaum bekannt ist: Es gibt bei den großen Social-Media-Profilen Akteurinnen und

Akteure, die mit hoher krimineller Energie jegliche Steuerverpflichtung zu umgehen versuchen. Es ist keine Seltenheit, dass eine

Influencerin oder ein Influencer pro Monat mehrere zehntausend Euro verdient, aber nicht einmal eine Steuernummer hat. Da

geht es nicht um Überforderung mit plötzlichem Ruhm, sondern um immense Steuerhinterziehung mit Wissen und Willen.“ Die

Ermittlungen sind aufwendig, da die sog. „Content-Creator“ in den meisten Fällen keinen festen Arbeitsplatz haben und sich mit

steigenden Umsätzen in das Ausland verziehen. Auch ist die Beweisführung schwierig, da Werbung und andere Inhalte teilweise

nur temporär sichtbar sind und nach 24 Stunden gelöscht werden. 200 laufende Strafverfahren werden derzeit bearbeitet. Mal

sehen, wie es mit diesenweitergeht.

Entscheidungen
EuGH: Bekämpfung von Mehrwertsteuerbe-

trug – vom Lieferer nicht entrichtete Mehr-

wertsteuer – Weigerung, dem Empfänger

der Lieferung das Recht auf Vorsteuerabzug

zu gewähren (Tschechisches Vorabentschei-

dungsersuchen)

Art. 205 der Richtlinie 2006/112/EG des Rates

vom 28. November 2006 über das gemeinsame

Mehrwertsteuersystem in der durch die Richt-

linie (EU) 2018/1695 des Rates vom 6. November

2018 geänderten Fassung ist im Licht des

Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit dahin aus-

zulegen, dass er einer nationalen Praxis nicht

entgegensteht, nach der dem steuerpflichtigen

Empfänger einer entgeltlichen Lieferung von

Gegenständen eine gesamtschuldnerische Ver-

pflichtung zur Entrichtung der vom Lieferer die-

ser Gegenstände geschuldeten Mehrwertsteuer

auferlegt wird, obwohl dem Empfänger dieser

Lieferung von Gegenständen das Recht auf Ab-

zug der geschuldeten oder entrichteten Vorsteu-

er mit der Begründung versagt wurde, dass er

wusste oder hätte wissen müssen, dass er an ei-

ner Mehrwertsteuerhinterziehung beteiligt war.

EuGH, Urteil vom 10.7.2025 – C-276/24
(Tenor)
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EuG: Verbrauchsteueranspruch – Überfüh-

rung in den steuerrechtlich freien Verkehr –

Energieerzeugnisse – Entstehung des Ver-

brauchsteueranspruchs – fiktive Lieferung

verbrauchsteuerpflichtiger Waren auf ge-

fälschten Rechnungen

Art. 7 der Richtlinie 2008/118/EG des Rates vom

16. Dezember 2008 über das allgemeine

Verbrauchsteuersystem und zur Aufhebung der

Richtlinie 92/12/EWG ist dahin auszulegen, dass

er nationalen Rechtsvorschriften in ihrer Ausle-

gung durch die nationalen Behörden entgegen-

steht, die die Entstehung des Verbrauchsteu-

eranspruchs auf Basis einer fiktiven Lieferung ver-

brauchsteuerpflichtiger Waren auf gefälschten

Rechnungenvorsehen.

EuG, Urteil vom 9.7.2025 – T-534/24
(Tenor)
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BGH: Verurteilung wegen Gewerbesteuer-

hinterziehung im Zusammenhang mit

„Maskenaffäre“ während der Corona-Pan-

demie bestätigt

Das Landgericht hat die Angeklagte T. wegen

Steuerhinterziehung in zwei Fällen zu einer Ge-

samtfreiheitsstrafe von vier Jahren und fünf Mo-

naten verurteilt. Den Angeklagten N. hat es we-

gen Steuerhinterziehung und Beihilfe zur Steuer-

hinterziehung zu einer Gesamtfreiheitsstrafe

von drei Jahren und neun Monaten verurteilt.

Nach den Feststellungen des Landgerichts erziel-

ten die Angeklagte T. mit ihrem Einzelunterneh-

menunddieAngeklagtenT. undN.mitder von ih-

nen gegründeten L. P. GmbH im Auftrag eines in

der Schweiz ansässigen Unternehmens für die

Vermittlung von Geschäften über medizinische

Schutzmasken andie Landesgesundheitsministe-

rien Bayern und Nordrhein-Westfalen sowie das

BundesgesundheitsministeriumimJahr2020Pro-

visionen inHöhevon48Mio. Euro.Hierbeimachte

sich die Angeklagte T. unter anderem ihre guten

Kontakte zu hochrangigen CSU-Politikern zu

nutze. Sie stellte sodann Anfang April 2020 für ihr

Einzelunternehmen einen Antrag auf Herabset-

zung der Einkommensteuervorauszahlungenwe-

genangeblichenAuftrags-undUmsatzrückgangs

infolge der Corona-Pandemie, obwohl siewusste,

dass sie im März 2020 mit ihrem Einzelunterneh-

men für die Vermittlung von Maskengeschäften

rund 11 Mio. Euro verdient hatte. In diesem Zu-

sammenhang behauptete sie gemeinsam mit

dem Angeklagten N. namens der L. P. GmbH ge-

genüber den Finanzbehörden bewusst wahr-

heitswidrig,dassdieseProvisionendurcheinevon

beiden Angeklagten gegründete L. P. GbR erzielt

worden und diese dann rückwirkend in die später

gegründete L. P. GmbH eingebracht worden sei.

Dementsprechend versteuerte die Angeklagte T.

die Provisionen nicht mit ihrem persönlichen

Steuersatz, sondern lediglichmit dem geringeren

Körperschaftsteuersatz,waszueinemSteuerscha-

den in Höhe von rund 3,7 Mio. Euro führte. Des

Weiteren behaupteten die Angeklagten namens

der L. P. GmbH gegenüber dem Finanzamt be-

wusst wahrheitswidrig, dass sich ihre Geschäfts-

leitung inGrünwald befinde, obwohl beideAnge-

klagte tatsächlich ausschließlich von München

aus arbeiteten, und erreichten so, dass für die L. P.

GmbHGewerbesteuervorauszahlungenunterAn-

wendung des geringeren Hebesatzes der Ge-

meinde Grünwald von 240 Prozent statt des hö-

heren Hebesatzes der Landeshauptstadt Mün-

chen von 490 Prozent festgesetzt wurden. Hier-

durch entstand ein weiterer Steuerschaden in

Höhevon knapp4,2Mio. Euro.Der Steuerschaden

wurde von den Angeklagten durch Nachzahlun-

genausgeglichen.

Die Überprüfung der Verurteilungen der Ange-

klagten wegen der Hinterziehung von Gewerbe-

steuervorauszahlungen für das Jahr 2020 hat

keinen Rechtsfehler ergeben. Die diesbezügli-
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